
Berlin/Brüssel - Die 250 deutschen Solda-
ten, die derzeit in der Südtürkei stationiert
sind, haben mit den jüngsten Ereignissen
in der Region zwar nichts zu tun. Trotzdem
könnte der neue Kurs Ankaras im Kampf
gegen die kurdische PKK und die Terrormi-
liz Islamischer Staat (IS) für sie Konsequen-
zen haben. In Deutschland wird mittlerwei-
le darüber debattiert, ob der Einsatz der
deutschen Patriot-Luftabwehrraketen mi-
litärisch noch einen Sinn hat, ob die Solda-
ten angesichts einer Bedrohung durch Ter-
roranschläge abgezogen werden sollten
oder ob die Bundesregierung die Patriot-
Raketen nach Hause beordern sollte, weil
Ankaras aggressiver Kurs gegen die Kur-
den deutschen Interessen widerspricht.

Die Regierung selbst hat sich bislang
aufs Mahnen verlegt. Sie fordert die türki-
sche Regierung beharrlich dazu auf, den
Friedensprozess mit den Kurden nicht auf-
zugeben, auch nicht jenen mit PKK- Vertre-
tern. Zu einer klaren Kritik an Ankaras Ver-
halten mochte sie sich aber nicht durchrin-
gen. Dabei ist das türkische Vorgehen ge-
gen die Kurden für Berlin alles andere als
einfach, weil niemand sagen kann, ob und
wenn ja wann es auch für die Kurden im
Nordirak zum Problem wird. Jenen Kur-
den, die seit August 2014 im Kampf gegen
die IS-Milizen deutsche Verbündete wur-
den, denen Berlin auch Waffen liefert.

Die Opposition wird da deutlicher und
mit ihr mancher Politiker aus den Koaliti-
onsfraktionen. Der Außenpolitik-Experte
der Grünen, Omid Nouripour, sagt ange-
sichts der türkischen Attacken gegen IS
und PKK, Bündnissolidarität sei zwar „ein
Wert an sich.“ Dies gelte aber nur, so lange
es um die Verteidigung eines Bündnispart-
ners gehe. Diese Bedingung entfalle, wenn
die Türkei im Irak oder in Syrien in den
Krieg eingreife - oder sich innerhalb der
Türkei einen Bürgerkrieg mit der PKK leis-
ten sollte. „Dann müssten die Patriots ab-
gezogen werden“, sagt Nouripour. Schaut
man auf die türkischen Luftangriffe jen-
seits der Grenze, dann kommt das einem
„Zieht die Soldaten ab!“ ziemlich nahe.

Ähnlich klingt mittlerweile der CSU-Si-
cherheitspolitiker Florian Hahn. Auch er
denkt laut darüber nach, die Patriot- Rake-
ten zurück nach Deutschland zu holen. Es
habe sich gezeigt, so Hahn, dass die Patriot-
Raketen zur Verteidigung der Türkei nicht
mehr nötig seien. Außerdem sei das Enga-
gement schon bisher vor allem ein „symbo-
lisches Zeichen“ deutscher Nato-Treue ge-
wesen. Nun müsse man den Einsatz über-

denken, weil der türkische Präsident Erd-
ogan mit den Attacken gegen die Kurden
wieder einmal unter Beweis stelle, „dass
die Türkei und Deutschland immer weni-
ger gemeinsame Ziele verfolgen“. Da mag
ein wenig antitürkische CSU-Stimmung
mitschwingen. Klar ist es trotzdem.

Sorgen um die Sicherheit macht sich vor
allem der Bundeswehrverband. Die Solda-
ten selber, die in Kahramanmaras statio-
niert sind, kümmert das bislang dagegen
eher wenig. Ihr Kommandeur, Oberst Mi-
chael Hogrebe, betonte in einem Interview,
gegenwärtig bestehe keine konkrete Bedro-
hung. Gleichwohl wurden die Sicherheits-
vorkehrungen in Kahramanmaras erhöht.
Ausflüge aus der Kaserne sind nur noch sel-
ten und wenn, dann in Zivil möglich. Außer-
dem haben die deutschen wie die türki-
schen Soldaten, die dort stationiert sind,
den Selbstschutz ausgebaut. Dabei achten
sie nicht so sehr auf mögliche Raketen aus
Syrien. Die Hauptgefahr geht von Terroris-
ten aus, die Anschläge verüben könnten.

Bei der Nato in Brüssel ist ein überstürz-
ter Abzug der sechs Patriot- Batterien kein
Thema. Bei der Sitzung der 28 Nato-Bot-
schafter am Dienstag fiel das Wort „Patri-
ot“ nach Angaben von Teilnehmern kein
einziges Mal. Für die Nato ist die Mission
von zumindest großer symbolischer Be-
deutung, weil er der Einbindung eines
schwierigen, aber strategisch wichtigen
Verbündeten dient. Nach Amtsantritt un-
ternahm Nato-Generalsekretär Jens Stol-
tenberg im Herbst 2014 gleich seine zweite
Reise zum türkischen Stützpunkt Gazian-
tep, wo zwei Patriot-Batterien der US-
Streitkräfte stationiert sind. „Was ihr tut,
sorgt dafür, dass die Nato stark bleibt. Was
ihr tut, sorgt dafür, dass die Türkei sicher
bleibt“, lobte er die Soldaten.

Allerdings wird die neue Lage bei der
Nato durchaus gesehen. „Während die der-
zeitige Gefahr durch syrische Raketen als
gering eingestuft wird, bleibt ein Risiko,
dass gegen Oppositionskräfte in Syrien ab-
gefeuerte Raketen in der Türkei einschla-
gen“, sagt ein Nato-Beamter. Daher gelte:
„Der Zweck der Patriot-Mission ist unver-
ändert - der Türkei zu helfen, sich gegen
syrische ballistische Raketen zu verteidi-
gen.“ In den letzten Jahren habe das syri-
sche Regime Hunderte solcher Raketen ab-
gefeuert, von denen die meisten auf syri-
schem Gebiet eingeschlagen seien. Einige
seien in Nachbarländern gelandet, auch in
der Türkei. S. Braun, D. Brössler
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